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Sachgebiet 800 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

a) Im Bereich des öffentlichen Dienstes haben sich bei der 
Durchführung des Gesetzes unüberwindbare Schwierigkeiten 
ergeben. Die Regelung in § 84 BBiG, wonach die oberste 
Dienstbehörde zuständige Stelle im Sinne des Berufs- 
bildungsgesetzes ist, ist nicht praktikabel. 

b) Die im Zusammenhang mit § 84 im Bereich des öffentlichen 
Dienstes aufgetretenen Schwierigkeiten bei der Durchfüh- 
rung des Berufsbildungsgesetzes haben dazu geführt, daß 
auch die Umwandlung der Prüfungsausschüsse (§ 109) nicht 
zeitgerecht erfolgen konnte. 

c) Für eine Reihe von Heilhilfsberufen besteht das Bedürfnis 
für eine sofortige Regelung durch die Bundesländer. 


B. Lösung 

Die entstandenen Schwierigkeiten werden durch eine Änderung 

der entsprechenden Vorschriften behoben. 

a) Durch die Neufassung des § 84 BBiG wird die Bestimmung 
der zuständigen Stelle der jeweiligen obersten Bundes- 
behörde für ihren Geschäftsbereich bzw. den Ländern über- 
lassen. 

b) Die Frist für die Umwandlung der Prüfungsausschüsse in 
§ 109 ist so festgelegt worden, daß die Ausschüsse noch bis 
zum Ablauf einer angemessenen Ubergangsfrist nach Ände- 
rung des § 84 berechtigt sind, Prüfungen abzunehmen. 
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c) Den Bundesländern soll übergangsweise das Recht zum 
Erlaß von Rechts Verordnungen nach dem Berufsbildungs- 
gesetz übertragen werden. 


C. Alternative 

Keine. 


D. Kosten 


Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. November 1970 

1/4 (IV/4) — 80302 — Be 14/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 357. Sitzung am 23. Oktober 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. Die Auffassung der Bundesregierung zu 
der Stellungnahme des Bundesrates ist in der Anlage 3 dar- 
gelegt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdnickerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1493 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Berufsbildungsgesetz vom 14. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1112) wird wie folgt geändert: 

1. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende^ Fassung: 

„(1) Im öffentlichen Dienst bestimmt für den 
Bund die oberste Bundesbehörde für ihren 
Geschäftsbereich die zuständige Stelle 

1. in den Fällen der §§ 23, 24 und 45 sowie 
der §§ 23 a, 24 und 41 a der Handwerks- 
ordnung, 

2. für die Berufsbildung in anderen als den 
in den §§ 73 bis 75, 79, 87, 89, 91 und 93 
erfaßten Ausbildungsberufen; 

dies gilt auch für die der Aufsicht des Bundes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts; die 
Länder bestimmen die zuständige Stelle für 
ihren Bereich sowie für die Gemeinden, die 
Gemeindeverbände und die sonstigen der 
Aufsicht der Länder unterstehenden Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts." 

b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Ausbil- 
dungsberufe, in denen außerhalb des öffent- 


lichen Dienstes nach Ausbildungsordnungen 
des öffentlichen Dienstes ausgebildet wird." 

c) Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Im Bereich des Bundes ist die oberste 
Bundesbehörde oder die von ihr bestimmte 
Behörde die zuständige Behörde im Sinne der 
§§ 23, 24, 37 Abs. 4, §§ 41 und 56 Abs. 2 und 3. 
Ist eine oberste Bundesbehörde oder eine 
oberste Landesbehörde zuständige Stelle im 
Sinne dieses Gesetzes, so bedarf es in den 
Fällen der § 37 Abs. 4, §§ 41 und 56 Abs. 3 
keiner Genehmigung." 

d) Absatz 3 wird Absatz 4. 

2, § 109 erhält folgende Fassung: 

„Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen- 
den Prüfungsausschüsse, die den §§ 36 bis 38 
nicht entsprechen, dürfen noch bis zum 31. De- 
zember 1971 Prüfungen abnehmen." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. September 
1970 in Kraft. 
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Begründung 


Im Bereich des öffentlichen Dienstes haben sich bei 
der Durchführung des Gesetzes unüberwindbare 
Schwierigkeiten ergeben, die ohne eine Gesetzes- 
änderung nicht behoben werden können. Die Ände- 
rung ist auch wegen des Ablaufs der im Gesetz für 
die Umwandlung der Prüfungsausschüsse bei den 
zuständigen Stellen vorgesehenen Frist (§ 109) 
besonders dringlich. 

Durch die Ausführung des Änderungsgesetzes ent- 
stehen im Vergleich zu den bisherigen Vorschriften 
keine neuen Kosten. 

Zu Artikel 1 Nr, 1 a) 

Die Regelung in § 84, wonach die oberste Dienstbe- 
hörde zuständige Stelle im Sinne des Berufsbil- 
dungsgesetzes ist, ist nicht praktikabel. 

Oberste Dienstbehörde ist nach der allgemeinen be- 
amtenrechtlichen Definition jeweils die oberste Be- 
hörde eines Dienstherrn, in dessen Dienstbereich der 
Beamte ein Amt bekleidet. Entsprechendes gilt im 
Tarifbereich. Danach bestehen neben den obersten 
Dienstbehörden beim Bund und bei den Ländern, bei 
jeder Gemeinde, jedem Gemeindeverband und bei 
jeder anderen rechtsfähigen Körperschaft, Anstalt 
und Stiftung des öffentlichen Rechts oberste Dienst- 
behörden. Dies führt zu einer Vielzahl von zustän- 
digen Stellen, bei denen Berufsbildungsaus- 
schüsse nach § 56 und Prüfungsausschüsse nach § 36 
zu errichten wären. Selbst jede kleine Gemeinde mit 
nur einigen Auszubildenden hätte einen Berufsbil- 
dungsausschuß einzurichten. Allein die vorhandenen 
Lehrer an berufsbildenden Schulen reichen zahlen- 
mäßig nicht aus, um diese Berufsbildungsausschüsse 
alle ordnungsgemäß zu besetzen. Da diese Schwie- 
rigkeiten durch Auslegung des Gesetzes nicht aus- 
geräumt werden können, ist es unerläßlich, § 84 in- 
soweit zu ändern. Durch die Neufassung wird die 
Bestimmung der zuständigen Stelle der jeweiligen 
obersten Bundesbehörde für ihren Geschäftsbereich 
bzw. den Ländern überlassen. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 b) 

Die nach Absatz 1 als zuständig zu bestimmenden 
Stellen sollen auch dann zuständig sein, wenn die 
Berufsbildung außerhalb des öffentlichen Dienstes, 
jedoch nach Ausbildungsordnungen des öffentlichen 
Dienstes durchgeführt wird (z. B. Vermessungstech- 
nike rlehrlinge bei öffentlich bestellten Vermessungs- 
ingenieuren). ' 

Diese Vorschrift ist zur Klarstellung aufgenommen 
worden. Sie beruht auf dem bereits in § 75 Satz 2 
zum Ausdruck gebrachten Grundgedanken, daß im 
Interesse einer einheitlichen Berufsausbildung sich 
die „zuständige Stelle" nach der Art der Ausbil- 


dungsberufe bestimmt, unabhängig davon, in wel-, 
ehern Bereich für diesen Beruf ausgebildet wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 c) 

Die Änderung ist eine notwendige Folge der Ände- 
rung des Absatzes 1. 

Sie beseitigt gleichzeitig eine Unklarheit im bisheri- 
gen Absatz 2. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Prüfungsausschüsse im Bereich des öffentlichen 
Dienstes sind bisher nach den organisatorischen Er- 
fordernissen und unter Berücksichtigung einer ein- 
heitlichen Berufsausbildung zum Teil von mehreren 
Dienstherren gemeinsam errichtet worden. Diese Aus- 
schüsse entsprechen in ihrer Zusammensetzung nicht 
den in den §§ 36 bis 38 genannten Anforderungen. 
Nach § 109 müßten diese Ausschüsse deshalb bis 
1. September 1970 umgebildet werden. Die im Zu- 
sammenhang mit § 84 im Bereich des öffentlichen 
Dienstes aufgetretenen Schwierigkeiten bei der 
Durchführung des Berufsbildungsgesetzes führen da- 
zu, daß auch die Umwandlung der Prüfungsaus- 
schüsse nicht zeitgerecht erfolgen kann. Erst wenn 
arbeitsfähige Berufsbildungsausschüsse für den Be- 
reich des öffentlichen Dienstes gebildet werden kön- 
nen, ist es möglich, Prüfungsordnungen nach § 41 zu 
erlassen und die Prüfungsausschüsse den §§36 bis 38 
entsprechend umzubilden. Es ist daher erforderlich, 
die Frist für die Umbildung der Prüfungsausschüsse 
im Bereich des öffentlichen Dienstes so festzulegen, 
daß die bestehenden Ausschüsse noch bis zum Ab- 
lauf einer angemessenen Übergangszeit nach der 
Änderung des § 84 berechtigt sind, Prüfungen abzu- 
nehmen. Im übrigen haben sich auch in anderen Be- 
reichen Umstellungsschwierigkeiten ergeben, die 
eine generelle Verlängerung der Frist zweckmäßig 
erscheinen lassen. 

Zu Artikel 2 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

In Artikel 1 des Änderungsgesetzes wird die Frist, 
in der die Prüfungsausschüsse noch Prüfungen ab- 
nehmen dürfen, ohne gesetzmäßig zusammengesetzt 
zu sein, bis zum 31. Dezember 1971 verlängert. Die 
bisherige Frist in § 109 läuft am 31. August 1970 ab. 
Um zwischen dem Ende dieser Frist und dem Beginn 
der neuen Frist keinen Zwischenraum entstehen zu 
lassen, erscheint eine rückwirkende Inkraftsetzung 
des Gesetzes zum 1. September 1970 notwendig. 

Die Rückwirkung soll aus Gründen der Einheitlich- 
keit auch für § 84 gelten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Nach ständiger Auffassung des Bundesrates be- 
dürfen Gesetze, mit denen Zustimmungsgesetze 
förmlich geändert werden, der Zustimmung des 
Bundesrates. Im übrigen enthält Artikel 1 Nr. 1 
auch Verfahrensbestimmungen für Landesbehör- 
den. 


2. Zu Artikel 1 nach Nummer 1 

In Artikel 1 ist folgende Nummer 1 a einzufügen; 
,1 a. Dem § 107 werden folgende Sätze angefügt: 

„Solange der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit von seiner Ermäch- 
tigung nach § 25 Abs. 1 keinen Gebrauch 
gemacht oder die von ihm nach § 97 be- 
stimmte Stelle keine Prüfungsordnung nach 
§ 41 erlassen hat, können die Länder Aus- 
bildungsberufe anerkennen, Anerkennun- 
gen aufheben und Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnungen erlassen. Die Länder haben 
bei Maßnahmen nach Satz 2 die Grundsätze 
der §!§ 20 bis 49 zu beachten." ' 

Begründung 

In den Ländern besteht eine Reihe von Ausbil- 
dungs- und Anerkennungsvorschriften für Heil- 
hilfsberufe, für die nach Angabe des Bundesmini- 
sters für Jugend, Familie und Gesundheit bundes- 
einheitliche Regelungen in absehbarer Zukunft 
nicht zu erwarten sind. Die bisherigen Ausbil- 
dungsberufe, Berufsbilder, Berufsbildungspläne, 
Prüfungsanforderungen und Prüfungsordnungen 
gelten zwar noch nach § 108 des Berufsbildungs- 
gesetzes bis zum Erlaß von Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnungen; für weitere Heilhilfsberufe sind 
sofortige Regelungen jedoch dringend erforder- 
lich und in verschiedenen Ländern in Vorberei- 
tung. Um die dringend notwendige Weiterent- 
wicklung der Ausbildung in Heilhilfsberufen nicht 
zu behindern, sollten die Länder das Recht haben, 
bis zu einer Regelung durch den Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit ihre ge- 
planten Regelungen in Kraft zu setzen. 

Mit dem letzten Satz soll eine Rechtszersplitte- 
rung in der Übergangszeit vermieden und ein 
kontinuierlicher Übergang auf später geltendes 
Bundesrecht gewährleistet werden. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 2 

In dem Text des § 109 sind vor den Worten „bis 
zum 31. Dezember 1971" einzufügen die Worte 
„bis zum Ablauf ihrer Amtszeit oder bis zur 
Bildung neuer Prüfungsausschüsse, längstens je- 
doch". 

Begründung 

Die in dem Gesetzentwurf vorgesehene Fassung 
des § 109 wirft für den Bereich der gewerblichen 
Wirtschaft Probleme auf und führt zur Rechts- 
unsicherheit. Es bleibt offen, was mit neugebil- 
deten Ausschüssen geschieht, wenn bestehende 
Ausschüsse nicht ausdrücklich abberufen wurden; 
eine Abberufung war nicht unbedingt notwendig, 
weil die Tätigkeit der bestehenden Ausschüsse 
durch i§ 109 BBiG mit dem 31. August 1970 be- 
endet wurde. Ferner muß der Fall berücksichtigt 
werden, daß die Amtszeit von Ausschüssen in 
der Zeit vom 1. September 1970 bis 31. Dezember 
1971 abläuft. Die Fassung des Gesetzentwurfs 
läßt — entgegen der Praxis in der Zeit vom 
1. September 1969 bis 31. August 1970 — die 
Deutung zu, daß sich die Amtsdauer dieser Aus- 
schüsse bis zum 31. Dezember 1971 verlängert. 

Mit der vorgesehenen Fassung wird eine klare 
Regelung herbeigeführt. 

4. Die Bundesregierung wird gebeten, unverzüglich 
mit der Erarbeitung eines Entwurfs einer umfas- 
senden Novellierung des Berufsbildungsgesetzes 
unter Einbeziehung der Empfehlungen der Aus- 
schüsse des Bundesrates zum Berufsbildungs- 
gesetz (Drucksache 355/1/69) und des von der 
Hessischen Landesregierung beschlossenen Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Berufs- 
bildungsgesetzes (Drucksache 527/70) zu begin- 
nen und diesen dem Bundesrat alsbald zuzu- 
leiten. 

Die Notwendigkeit einer umfassenden Novellie- 
rung des Berufsbildungsgesetzes wurde durch 
einen Beschluß der 42. Konferenz der Arbeits- 
minister und Senatoren für Arbeit der Länder 
deutlich gemacht. 

Angesichts des Zeitbedarfs für eine umfassende 
Novellierung des Berufsbildungsgesetzes einer- 
seits und der dringlichen Änderungsbedürftigkeit 
der ,§§ 84, 107 und 109 des Berufsbildungsgesetzes 
andererseits werden gegen den von der Bundes- 
regierung beschlossenen Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes keine 
grundsätzlichen Einwendungen erhoben, jedoch 
gleichzeitig an die in dem Beschluß der Konferenz 
der Arbeitsminister und Senatoren für Arbeit der 
Länder enthaltene Bitte an den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung nachdrücklich er- 
innert. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu den Vorschlägen des Bundesrates wird wie folgt 
Stellung genommen: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein 
Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist viel- 
mehr nur dann erforderlich, wenn das Änderungs- 
gesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. Insbesondere enthält Artikel 1 Nummer 1 
des Entwurfs nicht eine anderweitige Bestimmung 
im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG. 

Zu 2. 

Das Änderungsgesetz bezweckt, den Ländern das 
Recht einzuräumen, im Bereich der Heilhilfsberufe 
Vorschriften zu erlassen, solange keine bundesein- 
heitliche Regelung getroffen wird. Für eine Reihe 
von Heilhilfsberufen besteht nach Auffassung der 
Länder das dringende Bedürfnis für eine sofortige 
Regelung. Die Bundesregierung erkennt diese Not- 
wendigkeit an und stellt ihre aus dem Gesichtspunkt 
bundeseinheitlicher Regelung weiter bestehenden 
grundsätzlichen Bedenken für eine Übergangszeit 
zurück. Daher werden keine Einwände erhoben, 
wenn den Ländern übergangsweise das Recht zum 
Erlaß von Rechts Verordnungen nach dem Berufs- 
bildungsgesetz im Wege der Unterermächtigung 
übertragen werden soll. 

Entgegen den Vorschlägen des Bundesrates sollte 
jedoch, um alle notwendigen Regelungen zu ermög- 
lichen, auf eine Aufzählung von einzelnen Ermäch- 
tigungen im § 107 verzichtet werden. Auch hält die 
Bundesregierung die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Vorschrift, nach der die Landesregierungen bei ihren 
Regelungen an die Grundsätze der §§ 20 bis 49 BBiG 
gebunden werden, wegen des Artikels 31 GG für 
entbehrlich. Es erscheint zweckmäßig, den Landes- 


regierungen das Recht einzuräumen, die Ermächti- 
gung weiter zu übertragen. Jedoch hält es die Bun- 
desregierung im Interesse eines Mindestmaßes an 
Einheitlichkeit für geboten, die Möglichkeit der 
Übertragung der Ermächtigung zu begrenzen. Es 
wird daher — um klarzustellen, daß die von der 
Unterermächtigung erfaßten Fälle grundsätzlich 
unter das BBiG fallen — als § 107 Abs. 2 folgende 
Fassung vorgeschlagen. 

„(2) Solange und soweit von den Ermächti- 
gungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach 
diesem Gesetz kein Gebrauch gemacht wird, 
werden die Landsregierungen ermächtigt, solche 
Rechtsverordnungen im Bereich der Heilhilfs- 
berufe zu erlassen. Die Ermächtigung kann auf 
oberste Landesbehörden weiter übertragen wer- 
den." 

Der bisherige § 107 Satz 1 BBiG wird § 107 Abs. 1 
BBiG. 


Zu 3. 

Durch den Änderungsantrag des Bundesrates wird 
die durch den Regierungsentwurf vorgesehene Frist, 
die bestehenden Prüfungsausschüsse bis zum 31. De- 
zember 1971 den §§ 36 bis 38 entsprechend umzu- 
wandeln, für die Fälle abgekürzt, in denen die Amts- 
zeit eines Prüfungsausschusses bereits abläuft oder 
ein neuer Prüfungsausschuß gebildet wird. Da es 
dem Zweck des Gesetzes entspricht, die Prüfungs- 
ausschüsse so früh wie möglich umzuwandeln, hat 
die Bundesregierung gegen den Vorschlag keine 
Bedenken. 


Zu 4. (Entschließung) 

Die Bundesregierung wird die Frage einer umfas- 
senden Novelle zum Berufsbildungsgesetz eingehend 
prüfen. Sie wird dabei auch die Empfehlungen der 
Ausschüsse des Bundesrates zum Berufsbildungs- 
gesetz aus der vorigen Legislaturperiode sowie den 
von der Hessischen Landesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Berufs- 
bildungsgesetzes einbeziehen. 
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